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Dienstanweisung

für das 
Finanz- und Kassenwesen
Auf Grund der Art. 7 Abs. 1, 46 Abs. 1 und 56 Abs. 2 GO sowie § 86 KommHV erlässt der 1. Bürgermeister folgende 

Dienstanweisung:

§ 1 Geltungsbereich
Diese Dienstanweisung gilt für das gesamte Finanz- und Kassenwesen der Gemeinde Tiefenbach einschließlich der weiteren Kassengeschäfte nach § 46 KommHV (fremde Kassengeschäfte). Die Sonderregelung des §§ 83 ff. KommHV (Aufgaben der Sonderkassen und der gesonderten Kassen) werden von dieser Dienstanweisung nicht erfasst.

1) Für Zahlstellen und Handvorschüsse gelten die besonderen Dienstanweisungen

§ 2 Allgemeine Bestimmungen

1. Kassenverwalter

· Der Kassenverwalter und dessen Stellvertreter müssen hauptamtliche Mitarbeiter der Gemeinde Tiefenbach sein und zur Übernahme der Kassengeschäfte vom 1. Bürgermeister eigens bestellt sein.

· Soweit die gesetzlichen Vorschriften und diese Dienstanweisung einschließlich Anlagen nichts anderes bestimmen, trifft der Kassenverwalter die im Interesse einer ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen Führung der Kasse erforderlichen Anordnungen; er hat alle Maßnahmen zu treffen, die eine höchstmögliche innere und äußere Kassensicherheit gewährleisten.

· In seiner Stellung als Leiter der Gemeindekasse ist der Kassenverwalter zugleich Leiter der Vollstreckungsbehörde.

· Für die Regelung des Geschäftsablaufs ist der Kassenverwalter im Rahmen des Geschäftsverteilungsplanes verantwortlich.

2. Kassenpersonal

· Die Auswahl der Mitarbeiter für die Gemeindekasse erfolgt unter Berücksichtigung der fachlichen, charakterlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse im Benehmen mit dem Kassenverwalter. Vor der Übernahme von Kassengeschäften ist eine Erklärung über die wirtschaftlichen Verhältnisse abzugeben.

· Die Kassenmitarbeiter haben die ihnen nach dem Geschäftsverteilungsplan zugewiesenen Aufgaben sorgfältig und unverzüglich zu erledigen und in ihrem Arbeitsgebiet auf die Kassensicherheit zu achten. Der Verdacht von Unregelmäßigkeiten ist dem Kassenverwalter unverzüglich anzuzeigen.

· Die Kassenmitarbeiter sind verpflichtet, bei Zahlungsrückständen das Mahnverfahren zeitnah durchzuführen bzw. das Beitreibungsverfahren zeitnah einzuleiten. Sofern die Kasse mittelbewirtschaftend ist, sind Verwahrgelder und Vorschüsse laufend zu überwachen und beschleunigt abzuwickeln.

· Die Grundlagen für die Jahresrechnung sind schon im Laufe des Haushaltsjahres vorzubereiten; außerdem ist für einen termingerechten Jahresabschluss zu sorgen.

· Die Kassenmitarbeiter haben sich über die einschlägigen, vor allem ihr Arbeitsgebiet betreffenden Vorschriften, ständig zu informieren und weiterzubilden. Wenn ihnen diese Vorschriften unklar oder nicht ausreichend erscheinen, haben sie die Entscheidung des Kassenverwalters herbeizuführen.

Abschnitt I - Geschäftsgang der Kasse

§ 3 Aufgaben der Kasse

(1) Die Kasse erledigt alle Aufgaben nach § 42 Abs. 1 und 2 KommHV: 

· die Annahme der Einzahlungen und die Leistung der Auszahlungen,

· die Verwaltung der Kassenmittel,

· die Verwahrung von Wertgegenständen,

· die Buchführung einschließlich der Sammlung der Belege,

· das Mahn- und Vollstreckungswesen,

· das Einhebewesen in Amtshilfeersuchen (soweit personell und zeitlich möglich),

· den Vollzug über die Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Mahngebühren, Vollstreckungskosten und Nebenforderungen (Zinsen und Säumniszuschläge), soweit in anderen Vorschriften (z. B. der Geschäftsordnung des Gemeinderates) nichts anderes bestimmt oder nicht eine andere Stelle damit beauftragt ist.

(2) Der Kasse werden folgende weitere Aufgaben gem. § 42 Abs. 3 KommHV übertragen:

a. die Verwahrung anderer Gegenstände (§ 60 KommHV),

b. die Bestätigung über Zuwendungen,

c. die Erstellung von Statistiken im Finanzbereich,

d. die Mitwirkung bei der Erstellung der Haushaltsrechnung und der Jahresrechnung (§§ 77, 79 – 81 KommHV),

e. die Archivierung sämtlicher Belege und begründender Unterlagen der Kasse.

(3) Die Gemeindekasse wirkt in Absprache mit dem zuständigen Sachgebiet bei Erlass, Niederschlagung und Stundung von Abgaben und Forderungen (§ 52 KommHV) mit.

§ 4 Weitere Kassengeschäfte
Für die Übertragung weiterer Kassengeschäfte (Sonderkassen und fremde Kassengeschäfte) ist der Gemeinderat oder der 1. Bürgermeister zuständig.

(1) Der Kasse werden folgende fremde Kassengeschäfte übertragen:

· Kassengeschäfte des Schulverbandes Tiefenbach-Ruderting-Aicha v. W.-Windorf

(2) Die Buchführung bei der Kasse richtet sich nach den Regeln der kameralen Verwaltungsbuchführung.

§ 5 Zahlstellen
Für die Einrichtung und Aufhebung von Zahlstellen ist der 1.Bürgermeister zuständig.

(1) Die Aufgaben und Organisation der einzelnen Zahlstellen sind durch eine besondere Dienstanweisung zu regeln (VV Nr. 2 zu § 44 KommHV). Die Dienstanweisung erlässt der 1. Bürgermeister.

(2) Der Kassenverwalter hat ein Verzeichnis über sämtliche Zahlstellen zu führen.

§ 6 Handvorschüsse

(1) Für die Bewilligung von Handvorschüssen ist der 1. Bürgermeister zuständig.

(2) Die Verwaltung der einzelnen Handvorschüsse ist durch besondere Dienstanweisung zu regeln.

(3) Der Kassenverwalter führt ein Verzeichnis über sämtliche Handvorschüsse.

§ 7 Geschäftsgang der Kasse und Zeichnungsberechtigung

(1) Die in der Gemeindekasse eingehenden Posteinläufe und Wertsendungen sind vom Kassenverwalter oder einem Mitarbeiter zu öffnen und sofort mit dem Eingangsstempel der Gemeinde zu versehen. Zahlungsmittel sind sofort von der Kasse zu vereinnahmen und zu buchen. Wertgegenstände sind nach den Vorschriften dieser Dienstanweisung zu behandeln.

(2) Zahlungsmittel und Wertsendungen, die bei einer anderen Zahlstelle eingehen sind unverzüglich an die Kasse weiterzuleiten.

(3) Zahlungsverkehr und Buchführung sollen nicht von denselben Bediensteten wahrgenommen werden.

(4) Gegenüber den Geldinstituten sind folgende Bedienstete zeichnungsberechtigt:

· Herr Werner Kieweg 

(Amtsinspektor)

· Herr Maximilian Eibl

(Verwaltungsoberinspektor)

· Herr Bruno Gottschaller

(Verwaltungshauptsekretär)

· Frau Renate Braumandl

(Verwaltungsfachangestellte)

· Herr Siegfried Wagner

(Verwaltungsfachangestellter)

(5) Für die Sicherheit der Bediensteten gegen Überfälle sind die einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften der zuständigen Unfallversicherungsträger (GUV-V C 9) vom November 1987 in der Fassung vom Januar 1997 (bzw. in der jeweils gültigen Fassung) mit Durchführungsanweisungen vom Oktober 2001 (bzw. in der jeweils gültigen Fassung) - siehe Anhang zu dieser Dienstanweisung - entsprechend anzuwenden (VV Nr. 2 zu § 43 KommHV).

§ 8 Annahme außerhalb der Kassenräume sowie Ausgabe und Prüfung von Zahlungsmitteln

(1) Die Ermächtigung nach § 47 Abs. 2 Satz 2 KommHV erteilt der 1. Bürgermeister, im Verhinderungsfall der Kämmerer. Im Übrigen richtet sich die Ermächtigung nach den jeweiligen Dienstanweisungen für die einzelnen Zahlstellen.

(2) Für die Prüfung von Zahlungen und Wertsendungen (VV Nr. 38 zu Art. 70 BayHO – siehe Anhang), für die Behandlung nachgemachter, verfälschter, als Falschgeld verdächtigter, beschädigter oder abgenutzter Geldmünzen und Banknoten (VV Nr. 38.5 zu Art. 70 BayHO, Anlage 3 zu den VV zur Art. 70 BayHO – siehe Anhang) sowie für Zahlungen in fremden Geldsorten (VV Nr. 28.2 zu Art. 70 BayHO, Anlagen 1 und 2 zu den VV zu Art. 70 BayHO – siehe Anhang) gelten die staatlichen Bestimmung nach den VV zu Art. 70 BayHO (siehe Anhang) entsprechend.

§ 9 Einzahlungsquittung
(1) Die Quittung kann erteilt werden in Form von

a) Durchschreibequittungen (Quittungsblock)

b) Maschinendruck

c) Eintrittskarten

(2) Der Inhalt der Quittung richtet sich nach VV Nr. 1 zu § 51 KommHV und enthält mindestens

· das Empfangsbekenntnis

· den/die Zahlungspflichtigen

· den Betrag in Zahlen 

· Beträge über 100 Euro sind in Buchstaben zu wiederholen.

· den Grund der Einzahlung

· den Ort und Tag der Einzahlung

· die annehmende Kasse bzw. Zahlstelle

· die Zeitbuchnummer

(3) Quittungen sind mit einer Durchschrift auszufertigen. Die Quittungsvordrucke, Eintrittskarten und andere Quittungsunterlagen sind von der Kasse bestandsmäßig zu verwalten. Ihre Verwendung ist nachzuweisen.

(4) Die Durchschriften sind blockweise zu sammeln und nach Prüfung auf Vollzähligkeit wie Belege aufzubewahren. Bei Verwendung von Quittungsblöcken müssen Quittungen und Durchschriften fortlaufend nummeriert sein. Unbrauchbar gewordene Originalquittungen müssen durchkreuzt und zusammen mit den Durchschriften aufbewahrt werden. Quittungsblöcke sind an die Kassenbediensteten nur gegen Empfangsbescheinigung zu übergeben, in der Anzahl und Nummern der ausgehändigten Quittungen festzuhalten sind. Nicht vollständig verbrauchte Quittungen sind an den Mitarbeiter, die die Quittungen verwaltet, wieder gegen Bestätigung zurückzugeben. Der Verlust von Quittungen ist dem Kassenverwalter unverzüglich mitzuteilen. Über den Sachverhalt ist eine Niederschrift zu fertigen.

§ 10 Auszahlungsnachweise

(1) Die Bescheinigung gemäß § 55 Abs. 2 KommHV („Bankbegleitliste“ bei unbaren Auszahlungen) ist von 2 Kassenbediensteten zu unterzeichnen. Folgende Bedienstete werden vom 1. Bürgermeister als zeichnungsberechtigt bestimmt:

· Herr Werner Kieweg 

(Amtsinspektor)

· Herr Maximilian Eibl

(Verwaltungsoberinspektor)

· Herr Bruno Gottschaller

(Verwaltungshauptsekretär)

· Frau Renate Braumandl

(Verwaltungsfachangestellte)

· Herr Siegfried Wagner

(Verwaltungsfachangestellter)

Bei sonstigen unbaren Auszahlungen wird die Bescheinigung (Durchschrift des Überweisungsbeleges) der Auszahlungsanordnung beigefügt oder die Art der Auszahlung auf der Auszahlungsanordnung vermerkt (z. B. Scheck).

Für Auszahlungsbescheinigungen im automatisierten Verfahren (vgl. hierzu § 11 dieser Dienstanweisung) gilt die VV Nr. 5 zu § 55 KommHV.

Bei Fertigung von Überweisungsträgern im automatisierten Verfahren (Datenträgeraustausch) ist für den Auszahlungsnachweis eine visuell lesbare Liste zu erstellen. Die Bescheinigung der Auszahlung durch die Gemeindekasse erstreckt sich nur auf die ordnungsmäßige Ausführung des Gesamtbetrages. Bei Verrechnungen im Sinne des § 87 Nr. 37.3 KommHV müssen die Anordnungen Hinweise auf die entsprechenden Gegenbuchungen enthalten (=Hinweisbeleg).

(2) Für den Inhalt der Auszahlungsquittung gilt § 9 Abs. 2 dieser Dienstanweisung.

§ 11 Automatisiertes Verfahren
(1) Für folgende Ansprüche bzw. Zahlungsverpflichtungen bedient sich die Gemeinde Tiefenbach eines automatisierten Verfahrens:

· Sachbuchführung

· Personenkontenführung

· Ermittlung von Steuern

(2) Über die Einführung des automatisierten Verfahrens sowie über die Abgrenzung nach Art und Ausmaß der Automation entscheidet der Gemeinderat bzw. ein beschließender Ausschuss.

(3) Über die datenschutzrechtliche und verfahrensrechtliche Freigabe von entwickelten Verfahren entscheidet der 1. Bürgermeister. Sofern sich die Gemeinde Tiefenbach der AKDB angeschlossen hat, gilt die Freigabe als erteilt.

(4)  Die Freigabe hat schriftlich zu erfolgen.

(5) Die jeweiligen Verfahren und die Entscheidung der datenschutzrechtlichen Freigabe sind in das zentrale Verfahrensverzeichnis einzutragen.

(6) Zur Sicherung des Verfahrens gelten die staatlichen Bestimmungen über die Verwendung automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen (HKR-ADV-Best gemäß Anlage 3 zu den VV zu Art. 79 BayHO – siehe Anhang).

§ 12 Verwaltung der Kassenmittel

(1) Die Verwaltung der Kassenmittel obliegt dem Kassenverwalter.

(2) Der Höchstbetrag des regelmäßigen Kassenbarbestandes wird auf EUR 2.000,-- begrenzt. Dabei darf nur der für die Aufrechterhaltung der Zahlungsbereitschaft unbedingt nötige Kassenbarbestand gehalten werden. Überschreitungen des Kassenhöchstbestandes sind im Tagesabschlussbuch zu begründen.

(3) Der Kassenverwalter hat dem Kämmerer rechtzeitig Anzeige zu erstatten, wenn eine Verstärkung des Kassenbestandes erforderlich wird. Über die Art und die Höhe der Verstärkung entscheidet der Kassenverwalter.

Grundsätzlich ist folgende Rangfolge einzuhalten, soweit nicht besondere Umstände eine andere Rangfolge geboten erscheinen lassen:

1. Allgemeine Rücklage

2. Innere Darlehen

3. Kassenkredite

(4) Die Guthaben auf den für den Zahlungsverkehr bei Kreditinstituten errichteten Konten sind auf den für den Zahlungsverkehr notwendigen Umfang zu beschränken. Die vorübergehend nicht benötigten Kassenmittel sind anzulegen. Über die Art und die Höhe der Anlage entscheidet der Kassenverwalter.

(5) Über die Errichtung und Auflösung von Konten und Depots bei Kreditinstituten beschließt der Gemeinderat.

§ 13 Aufbewahrung und Beförderung von Zahlungsmitteln

(1) Zahlungsmittel, die nicht unmittelbar zur Auszahlung benötigt werden, sind im Tresor aufzubewahren. Die Schlüssel dürfen nach Dienstschluss nicht in den Räumen der Kasse belassen werden.

(2) Vordrucke für Schecks und Überweisungsaufträge sind im Tresor aufzubewahren.

(3) Zum jedem Schloss eines Tresors müssen zwei Schlüssel vorhanden sein. Die zweiten Schlüssel sind in einem zu versiegelnden Briefumschlag mit der Bezeichnung der Kasse bei der Sparkasse gegen Hinterlegungsbescheinigung aufzubewahren. Für die Tresore der Zahlstellen sind die Zweitschlüssel bei der Sparkasse zu hinterlegen. Die Herausgabe der Zweitschlüssel ist vom 1. Bürgermeister oder Kämmerer schriftlich anzuordnen.

(4) Der Hinterlegungsschein für den Zweitschlüssel des Kassentresors ist im Tresor der Zahlstelle „Gebühren- und Portokasse“ zu verwahren, derjenige der Zahlstellen im Tresor der Gemeindekasse.

(5) Der Verlust eines Schlüssels ist dem 1. Bürgermeister oder Kämmerer unverzüglich anzuzeigen. Dieser hat die Änderung des Schlosses und die Anfertigung neuer Schlüssel zu veranlassen.

(6) Bundesmünzen und Bundesbanknoten sind nach den Richtlinien der Deutschen Bundesbank zu verpacken. Auf der Verpackung sind Inhalt und die Bezeichnung der Kassen anzugeben. Die Übereinstimmung des Inhalts mit den Angaben auf der Verpackung ist durch Namenszeichen und Datum zu bestätigen.

(7) Werden Geldrollen geöffnet, oder aus Geldscheinpäckchen Bundesbanknoten entnommen, so ist das Rollenpapier oder das Streifenband durchzureißen.

(8) Bei Beförderung von Zahlungsmitteln gelten die entsprechenden hierfür erlassenen besonderen Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschrift Kassen (GUV-V C 9) vom November 1987 in der Fassung vom Januar 1997 (bzw. in der jeweils gültigen Fassung) mit Durchführungsanweisungen vom Oktober 2001 (bzw. in der jeweils gültigen Fassung) - siehe Anhang zu dieser Dienstanweisung.

§ 14 Verwahrung von Wertgegenständen gemäß § 59 KommHV

(1) Für die Verwahrung von Wertgegenständen gilt § 13 dieser Dienstanweisung entsprechend. Dazu wird ergänzend bestimmt:

a) Prüfung bei der Einlieferung

Alle Wertgegenstände sind bei der Einlieferung je nach Art auf Wert, Beschaffenheit, Echtheit, Vollständigkeit, Vollzähligkeit, Gewicht usw. und ihre Verwahrungswürdigkeit zu prüfen. Gegebenenfalls ist ein amtlicher Schätzer zuzuziehen. Erteilte Schätzungsurkunden sind für die Dauer der Verwahrung des Wertgegenstandes zusammen mit dem Wertgegenstand aufzubewahren.

b) Kennzeichnung und Verschluss der Wertgegenstände

Die eingelieferten Wertgegenstände sind nach vollzogener Prüfung zu kennzeichnen und im Tresor der Kasse zu verschließen. Über jede erfolgte Einlieferung ist durch den Kassenverwalter ein Wertesachbuch zu führen und ggf. eine „Hinterlegungsbescheinigung“ zu erteilen. Die Auslieferung der Wertgegenstände darf nur auf schriftliche Anordnung des Einlieferers und/bzw. gegen Rückgabe dieser Hinterlegungsbescheinigung erfolgen. Der Empfang ausgelieferter Wertgegenstände ist zu quittieren.

(2) Der Inhalt der Einlieferungs- und Auslieferungsanordnungen regelt sich nach § 25 Abs. 1 dieser Dienstanweisung.

(3) Die Grundsätze für die Buchführung sowie die Form und Sicherung der Bücher richten sich nach den Bestimmungen der §§ 61 und 62 KommHV.

(4) Verwahrte Sparbücher sind mit einem Sperrvermerk zu versehen.

(5) Es wird ein Bestandsbuch über die verwahrten Wertgegenstände geführt (vgl. VV Nr. 3 zu

 § 59 KommHV).

(6) Die Gemeindekasse ist verpflichtet, jährlich einmal eine Gesamtabstimmung aller verwahrter Wertgegenstände vorzunehmen (Bestands- und Buchnachweisung).

§ 15 Verwahrung von anderen Gegenständen gemäß § 60 KommHV
(1) Für die Verwahrung von anderen Gegenständen wird die Gemeindekasse beauftragt.

(2) Hierbei gelten die Bestimmungen des § 14 Abs. 1 bis 3 dieser Dienstanweisung entsprechend.

Abschnitt II - Buchführung

§ 16 Form und Sicherung der Bücher

(1) Die Bücher werden in visuell lesbarer Form geführt. Für das automatisierte Verfahren gilt § 11 dieser Dienstanweisung entsprechend.

(2) Zur Sicherung des Buchungsverfahrens in visuell lesbarer Form wird insbesondere folgendes bestimmt:

a) die Seitenzahlen der jeweiligen Bücher sind fortlaufend durchzunummerieren,

b) es ist ein Verzeichnis über die geführten Bücher zu führen,

c) gegen einen unbefugten Austausch von Blättern sind beschriebene Seiten mit dem Handzeichen des Buchführenden zu versehen,

d) Fehlerberichtigungen sind vom Ändernden mit seinem Namenszug zu bescheinigen,

e) alle Zeilen in den Büchern sind auszufüllen. Es dürfen weder Zeilen freigelassen noch mit mehr als einer Buchung belegt sein,

f) die Vorschriften des § 31 Abs. 2 bis 5 dieser Dienstanweisung gelten entsprechend.

(3) Die Bücher der Zahlstellen sind nach Abschluss an die Kasse abzugeben und werden dort verwahrt.

§ 17 Zeit- und Sachbuchführung

(1) Für die Kasse der Gemeinde Tiefenbach und die fremden Kassengeschäfte 

wird ein gemeinsames Zeitbuch und werden getrennte Sachbücher geführt.

(2) Die Gestaltung des Zeit- und Sachbuches wird durch das eingesetzte EDV-Verfahren bestimmt und umfasst den nach § 65 Abs. 1 bzw. § 67 Abs. 3 KommHV vorgeschriebenen Mindestinhalt.

§ 18 Vorbücher
- gestrichen -
siehe § 21 („Tagesabschluss“) dieser Dienstanweisung

§ 19 Ordnung des Vorschussbuches und des Verwahrbuches

- gestrichen -
siehe § 21 („Tagesabschluss“) dieser Dienstanweisung

§ 20 Führung weiterer Bücher

Die Kasse hat folgende weitere Bücher zu führen:

Schecküberwachungsbuch (§ 48 Abs. 1 KommHV)

Vordrucküberwachungsbuch (VÜB) (§ 59 KommHV)

Niederschlagungsliste

Personenkonten (als Vorbuch zum Sachbuch)

Kassenabschlussbuch

§ 21 Tagesabschluss (Kassenabschluss)

(1) Die Tagesabschlüsse sind wöchentlich vorzunehmen (§ 72 Abs. 2 KommHV).

(2) Die Tagesabschlüsse sind vom Kassenverwalter zu unterschreiben und vom Kämmerer gegenzuzeichnen.

(3) Differenzen zwischen Kassensoll- und Kassenistbestand sind im Tagesabschluss festzuhalten.

(4) Der Kassenverwalter hat dem Kämmerer im Falle eines Kassenfehlbetrages unverzüglich Kenntnis zu geben.

(5) Die Behandlung von Kassenfehlbeträgen und Kassenüberschüssen richtet sich nach den Vorschriften des § 72 Abs. 3 KommHV.

(6) Die Einträge in den Kontogegenbüchern sind mit den Kontoauszügen abzustimmen. Die Schwebeposten sind festzuhalten.

§ 22 Zwischenabschlüsse (vierteljährlich)
 - gestrichen -

§ 23 Einsicht in, Auskünfte aus und Herausgabe von Kassenunterlagen

(1) Kassenbücher, Belege und sonstige Kassenunterlagen dürfen nur dem Kämmerer und den mit der Prüfung beauftragten Personen vorgelegt werden. Anderen Personen ist die Einsicht in Kassenunterlagen nur zu gestatten, wenn sie dienstliche Gründe nachweisen können oder vom Kassenverwalter ermächtigt sind.

(2) Kassenbücher, Belege oder sonstige Kassenunterlagen dürfen aus dem Kassenräumen nicht entfernt, insbesondere nicht in die Wohnung mitgenommen werden, es sei denn, dass die Eigenart eines Dienstgeschäftes die Tätigkeit außerhalb der Kasse erforderlich macht (z.B. Nachweis der Verwendung von Fördermitteln durch Vorlage der Originalrechnungen bei der Bewilligungsbehörde).

(3) Die Abgabe von Kassenunterlagen jeglicher Art darf nur auf Weisung des Kassenverwalters gegen Empfangsbestätigung erfolgen. Der Empfänger ist für die vollständige Rückgabe der ausgehändigten Kassenbücher etc. verantwortlich. Zur Überwachung der vollständigen und rechtzeitigen Rückgabe sind von dem mit der Aufbewahrung betrauten Beschäftigten entsprechende Aufzeichnungen zu führen.

(4) Für Auskünfte aus Unterlagen der Kasse gilt Abs. 1 entsprechend.

(5) Auskünfte an andere Personen dürfen auf Grund der Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit, insbesondere auch im Interesse der Wahrung des Steuergeheimnisses und des Datenschutzes, nur in den Fällen erteilt werden, in denen es sich um eigene Angelegenheiten der Auskunftssuchenden handelt oder eine schriftlich bevollmächtigte Vertretungsperson zur Einholung von Auskünften ermächtigt ist. Die Identität des Auskunftsersuchenden muss dabei einwandfrei feststehen.

Abschnitt III - Anordnung

§ 24 Anordnungsbefugnis

(1) Anordnungsbefugt in Angelegenheiten der Gemeinde Tiefenbach sind:

· der 1. Bürgermeister bzw. dessen Stellvertreter,

· der Kämmerer bzw. dessen Stellvertreter,

(2) Anordnungsbefugt in Angelegenheiten des Schulverbandes Tiefenbach-Ruderting-Aicha v. W.-Windorf sind:

· der Schulverbandsvorsitzende bzw. dessen Stellvertreter

· der Kämmerer bzw. dessen Stellvertreter

(3) Wer nach §§ 40 und 41 KommHV die sachliche und rechnerische Feststellung trifft, soll nicht gleichzeitig die Kassenanordnungen unterzeichnen. Daher ist in den Fällen, in denen die sachliche und rechnerische Feststellung durch einen der oben genannten Anordnungsbefugten getroffen wird, die Anordnung von einem der übrigen Anordnungsbefugten zu unterzeichnen.

(4) Die Anordnungsbefugnis für den Kämmerer bzw. dessen Stellvertreter wird dabei sowohl im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt als auch bei allgemeinen Anordnungen auf einen Höchstbetrag von EUR 100.000 je Einzelfall beschränkt.

(5) Mit der Anordnungsbefugnis ist eine Bewirtschaftungsbefugnis verbunden; diese richtet sich nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung.

§ 25 Inhalt der Kassenanordnungen

(1) Der Inhalt  der Kassenanordnung richtet sich nach den Bestimmungen des Art. 38 Abs. 1 KommHV.

(2) Weitere Regelungen zum Inhalt der Kassenanordnungen werden nicht getroffen.

(3) Für die Buchungsanordnungen sowie Ein- und Auszahlungsanordnungen gilt § 25 Abs. 1 dieser Dienstanweisung entsprechend.

§ 26 Allgemeine Zahlungsanordnung

Allgemeine Zahlungsanordnungen (§ 40 KommHV) sind zugelassen für

· Mahngebühren

· Säumniszuschläge

· Fernsprechgebühren

· Portogebühren

· Rundfunk- und Fernsehgebühren

· Gebühren für Strom, Wasser, Gas, Müllabfuhr, Abwasserbeseitigung

· Straßenreinigung

· Kleinhandelswaren bis 15 Euro

· Zeitungsbezugsgeld

· Mieten, Pachten

· Handvorschüsse

· Kontoführungsgebühren

· Einbehaltene Lohnsteuer und ähnliche Abzüge sowie vermögenswirksame Leistungen

· Einbehaltene Beträge zur Sozialversicherung

· Einzahlungen von über Personenkonten zu Soll gestellten Abgabearten (Grundsteuer, Gewerbesteuer, Verspätungszuschläge, Zinsen, Mahngebühren und ähnliche Nebenkosten)

· Benutzungsgebühren für das Freibad Haselbach

· Abwasserabgabe für Kleineinleiter

· Hundesteuer

· Bezugsgebühr für Gemeindenachrichtenblatt

· Gebühren für Hausnummernschilder.

Im Übrigen richtet sich die Zulässigkeit weiterer allgemeiner Zahlungsanordnungen nach den Bestimmungen des § 40 KommHV.

§ 27 Dauerauftrags- und Lastschrifteinzugsermächtigung

Die Gemeindekasse wird ermächtigt, den kontoführenden Kreditinstituten der Kasse und sonstigen Empfangsberechtigten in Absprache mit den jeweiligen Anordnungsstellen Ermächtigung zum Lastschrifteinzug zu erteilen. Über erteilte Ermächtigungen ist ein Nachweis zu führen. Die Ermächtigung hat im Einzelfall schriftlich zu erfolgen.

§ 28 Rechnungskontrolle

(1) Die Bestätigung der Lieferung und Leistung sowie der Rechnung erfolgt durch den nach dem Geschäftsverteilungsplan zuständigen Sachbearbeiter. Ein Sichtvermerk über den Umfang der Überprüfung ist auf der Rechnung anzubringen.

(2) Aus der Rechnung muss der Grund der Forderung und der genaue Bestimmungsort der Leistung hervorgehen, sowie der Tag des Eingangs vermerkt sein. Gegebenenfalls sind diese Angaben handschriftlich vom Sachbearbeiter zu ergänzen.

(3) Rechnungen, in denen Skonti gewährt werden, sind umgehend und ohne Verzögerung zu behandeln.

§ 29 Sachliche und rechnerische Feststellung von Kassenanordnungen

1. Gemäß § 41 Abs. 1 Satz 1 KommHV ist jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflichtung auf ihren Grund und ihre Höhe zu prüfen. Die Richtigkeit ist schriftlich oder durch eine elektronische Signatur zu bescheinigen (sachliche und rechnerische Feststellung).

2. Die sachliche Richtigkeit kann nur feststellen, wer die Sachverhalte überblicken und beurteilen kann, deren Richtigkeit zu bescheinigen sind. Zur Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit sind befugt Beamte, die mindestens dem mittleren Dienst angehören oder Angestellte in vergleichbarer Dienststellung (vgl. Nrn. 13.3 und 16 der Anlage 1 zu den VV zu § 40 KommHV).

3. Zur Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit werden daher die jeweiligen Sachbearbeiter bestimmt, die gemäß Geschäftsverteilungsplan der Gemeinde Tiefenbach für den jeweils festzustellenden Vorgang verantwortlich sind und somit das notwendige Beurteilungsvermögen besitzen. Bedienstete der Kasse sind - abgesehen von den Fällen des § 50 Abs. 2 und 3 KommHV – zur Feststellung nur befugt, wenn und soweit der Sachverhalt nur von ihnen beurteilt werden kann.

4. Im Verhinderungsfall trifft jeweils der gemäß gültigem Geschäftsverteilungsplan der Gemeinde Tiefenbach für die Vertretung zuständige Sachbearbeiter die Feststellung.

5. Abweichend von dieser Regelung (nach § 29 Nr. 4) werden folgende Personen für die Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit bestimmt:

· Für den Bereich „Schulen“:



der/die jeweilige Schulleiter/in

6. Sind zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit neben dem Feststeller noch andere Personen notwendig (z. B. für den Bereich „Feuerwehren“), so ist durch den Feststeller der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit auf den begründenden Unterlagen die Bestätigung der mit dem Vorgang betrauten Personen über die ordnungsgemäße Lieferung/Leistung (Teilbescheinigung) einzuholen.

7. Wer nach §§ 40 und 41 KommHV die sachliche und rechnerische Feststellung trifft, soll aus Gründen der Kassensicherheit nicht gleichzeitig die Kassenanordnungen unterzeichnen (§ 37 Abs. 2 Satz 3 KommHV). Daher ist in den Fällen, in denen die sachliche und rechnerische Feststellung durch einen nach § 24 dieser Dienstanweisung Anordnungsbefugten getroffen wird, die Kassenanordnung von einem der übrigen in § 24 dieser Dienstanweisung genannten Berechtigten zu unterzeichnen.

8. Die sachliche und rechnerische Feststellung bei Zahlungsanordnungen im Sinne des § 38 KommHV ist vor Erteilung der Anordnung zu treffen. Sonst ist die Feststellung nach Eingang oder Leistung der Zahlung unverzüglich nachzuholen.

9. Die Feststellungsbescheinigung hat durch eigenhändige und bestandssichere Unterschrift zu erfolgen. Sie ist eine eigenverantwortliche Äußerung des jeweiligen Befugten.

10. Die sachliche und rechnerische Feststellung für Buchungsanordnungen trifft der Kämmerer. Dies gilt insbesondere für

· die Bildung von Haushaltsausgaberesten (§ 79 Abs. 2 Satz 1 KommHV)

· die Bildung von Haushaltseinnahmeresten (§ 79 Abs. 2 Satz 2 KommHV)

· die Sollübertragung aus der Deckungsreserve (VV Nr. 2 zu § 11 KommHV)

· die Niederschlagung zur Bereinigung der Kassenreste vor dem Jahresabschluss (VV Nr. 5 zu § 79 Komm HV) und

· die Sollübertragung nach VV Nr. 2 zu § 18 KommHV

11. Für Inhalt und Form der Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit sowie Eignung und Verantwortung des Feststellers gelten die Bestimmungen gemäß den Nummern 11 - 19 der VV zu Art. 70 BayHO entsprechend.

Im Übrigen gelten die Vorgaben der allgemeinen Dienstanweisung Nr. 3/2007

§ 30 Buchungsbelege der Kasse

(1) Für Buchungen für die keine Kassenanordnung nach §§ 37 bis 39 KommHV erforderlich sind (vgl. § 50 Abs. 2 und 3 KommHV), hat die Kasse einen Buchungsbeleg zu erstellen.

(2) Der Buchungsbeleg hat mindestens die Angaben nach § 38 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 6 KommHV zu enthalten. In den Fällen des § 50 Abs. 2 Nr. 3 KommHV zudem die Angaben entsprechend § 38 Abs. 1 Nr. 5 und 7 KommHV.

(3) Der Buchungsbeleg ist mit Datum und mit der Unterschrift von zwei Kassenbediensteten zu versehen.

§ 31 Form der Kassenanordnungen

(1) Kassenanordnungen dürfen nur in einer Ausfertigung erstellt werden. Der Inhalt ergibt sich aus § 25 dieser Dienstanweisung. Werden für die sonstige Sachbearbeitung Abschriften, Ablichtungen oder Durchschläge von Kassenanordnungen notwendig, müssen diese besonders gekennzeichnet sein.

(2) Kassenanordnungen müssen gut lesbar sind. Sie dürfen nur in Druck oder urschriftlich mit Schreibmaschine, urkundenechter Tinte, Kugelschreiber mit Mine nach DIN oder mit sonstigen vom Staatsministerium der Finanzen zugelassenen Schreibmitteln ausgefertigt werden. Gleichlautende Angaben dürfen durchgeschrieben werden. Bei Zahlungsanordnungen gilt das nicht für die Angaben über den Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten und den Betrag. Soweit Änderungen zugelassen werden, dürfen sie nur so vorgenommen werden, dass die unrichtige Eintragung gestrichen und die ursprüngliche Eintragung lesbar bleibt. Die Änderung ist durch Beifügung des Namenszeichens und des Tages der Änderung zu bescheinigen. Radierungen, Ausschaben, Überkleben, Übermalen und die Anwendung chemischer Mittel zur Entfernung oder Änderung von Eintragungen in der Anordnung sind unzulässig.

(3) Die den Kassenanordnungen beigefügten begründenden Unterlagen sind mit der Anordnung fest zu verbinden. Die zweite und jede weitere Ausfertigung von Rechnungen sind auf allen Blättern als „Doppel“ zu bezeichnen oder durch durchkreuzen ungültig zu machen.

(4) Werden begründende Unterlagen nach Buchung wieder in das Sachgebiet abgegeben, so müssen sie so aufbewahrt werden, dass sie an Hand der Kassenanordnungen ohne Schwierigkeiten zur Einsicht und zur Prüfung bereitgestellt werden können.

(5) Soweit Durchschreibesätze verwendet werden, bei deren Ausfüllung Anordnungen und Überweisungsträger in einem Arbeitsgang erstellt werden, obliegt die Trennung der Überweisungsträger von der Anordnung allein der Kasse.

(6) Unterschriften sind mit Tinte, Tintenstift oder sonst zugelassenen Schreibmittel eigenhändig zu leisten. Namens- oder Handzeichen gelten nicht als Unterschrift.

(7) Schreibmittel mit grüner (Kämmerer), roter (überörtlicher Rechnungsprüfung) oder brauner (örtliche Rechnungsprüfung) Farbe sind der örtlichen bzw. überörtlichen Rechnungsprüfung vorbehalten.

(8) Zweitausfertigungen von Kassenanordnungen sind nur auszustellen, wenn zweifelsfrei feststeht, dass die Erstausfertigung unauffindbar ist und bei Auszahlungsanordnungen die angeordneten Beträge noch nicht gezahlt sind. Die Zweitausfertigung muss deutlich mit dem Vermerk „Zweitausfertigung, Erstausfertigung ist ungültig“ versehen werden. Wird die Erstausfertigung der Anordnung später wiedergefunden, bleibt die Zweitausfertigung gültig. Die Erstausfertigung ist als ungültig zu kennzeichnen und der Zweitausfertigung beizufügen.

(9) Kassenanordnungen sind der Kasse so rechtzeitig zuzuleiten, dass Skonti ausgenutzt werden können.

§ 32 Unterschriftsproben

(1) Der Gemeindekasse müssen Unterschriftsproben aller Anordnungs- und Feststellungsbefugten vorgelegt werden.

(2) Sämtliche Änderungen bedürfen der Schriftform.

§ 33 Überwachung der Einnahmen und Ausgaben

(1) Der Kasse sind zur Überwachung der Einnahmen (Zuschüsse, Zuwendungen, Kostenersätze Dritter usw.) die entsprechenden Vorgänge (z. B. Bewilligungsbescheide, Rechnungen usw.) rechtzeitig zuzuleiten. Sofern die mitgeteilten Einnahmebeträge nicht zum Fälligkeitszeitpunkt eingehen, ist dies der Kämmerei unverzüglich anzuzeigen.

(2) Zur Überwachung des Eingangs der Einnahmen ist eine Einnahmeüberwachungsliste (= Sollliste) zu führen; die Inanspruchnahme der Ausgabemittel ist durch eine Ausgabeüberwachungsliste (= Sollliste) nachzuweisen.

(3) Der Kämmerer bestimmt, in welchen Fällen die Führung der Einnahme- und Ausgabeüberwachungslisten entfallen kann, wenn und soweit auf andere geeignete Weise die Überwachung sichergestellt ist.

Abschnitt IV - Stundung, Niederschlagung und Erlass
§ 34 Zuständigkeit und Verfahren bei der Stundung

(1) Stundung wird in der Regel nur auf Antrag gewährt.

(2) Zur Stundung ermächtigt sind:

a) bei Mahngebühren, Vollstreckungskosten, Säumniszuschlägen, Verzugszinsen und sonstigen Nebenforderungen im Einzelfall pro Schuldner bis zur Höhe von EUR 25,-- der Leiter der Gemeindekasse, im Falle der Verhinderung dessen Stellvertreter,

b) bei Forderungen bis EUR 150,-- der Kämmerer,

c) für die Dauer bis ein Monat der Kämmerer.

(3) Für darüber hinausgehende Stundungen richtet sich die Zuständigkeit nach der Geschäftsordnung für den Gemeinderat Tiefenbach.

(4) Bei Eingang eines Stundungsantrages ist die Gemeindekasse vom betreffenden Sachgebiet unverzüglich zu benachrichtigen, soweit nicht die Gemeindekasse nach § 38 Abs. 1 dieser Dienstanweisung zuständig ist.

(5)  Vor der Entscheidung über den Antrag ist bei der Gemeindekasse nachzufragen, ob

· weitere Rückstände des Schuldners vorhanden sind

· wegen der Zahlungsmoral des Schuldners Bedenken bestehen

· bereits Beitreibungsmaßnahmen eingeleitet sind.

(6) Sind Beitreibungsmaßnahmen bereits eingeleitet, ist im gegenseitigen Einvernehmen zu entscheiden, ob

· Stundung oder 

· Vollstreckungsschutz gewährt wird oder ob

· die Beitreibungsmaßnahmen fortzusetzen sind.

(7) Öffentlich-rechtliche Forderungen werden durch Verwaltungsakt (Stundungsverfügung), privatrechtliche Forderungen durch vertragliche Vereinbarung gestundet.

(8) Die Stundungen werden dem Schuldner schriftlich unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs mitgeteilt. Bei Stundungen mit Ratenzahlungen ist in der Widerrufsklausel vorzusehen, dass der Gesamtbetrag fällig wird, wenn einer der Teilbeträge (Raten) nicht pünktlich bezahlt wird.

(9) Über die gewährte Stundung erhält die Gemeindekasse einen vom Anordnungsbefugten unterschriebenen Abdruck der Stundungsverfügung bzw. des Vertrages.

§ 35 Stundungszinsen

(1) Die Berechnung der Stundungszinsen führt die Gemeindekasse durch. Die Festsetzung der Stundungszinsen für öffentlich-rechtliche Abgaben richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Für privatrechtliche Forderungen sind die anfallenden Zinsen vertraglich zu vereinbaren (lt. Kostengesetz in der Regel 3 % über Diskontsatz).

(2) Stundungszinsen unter 10 Euro sind nicht zu erhaben. Auf die Zinsen kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach Lage des Einzelfalles unbillig wäre.

§ 36 Zuständigkeit und Verfahren bei Niederschlagung

(1) Zur Niederschlagung sind ermächtigt 

a) bei Mahngebühren, Vollstreckungskosten, Säumniszuschlägen, Verzugszinsen und sonstigen Nebenforderungen im Einzelfall bis zu EUR 25,-- der Leiter der Gemeindekasse,

b) bei Forderungen bis EUR 150,--, gleich welcher Art, der Kämmerer.

(2) Für darüber hinausgehende Niederschlagungen richtet sich die Zuständigkeit nach der Geschäftsordnung für den Gemeinderat Tiefenbach.

(3) Die Niederschlagung setzt eine eingehende Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners voraus. Die Nichteinziehbarkeit einer Forderung ist –soweit möglich – durch die Niederschrift über den fruchtlosen Pfändungsversuch und darüber hinaus ggf. durch die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung nachzuweisen.

(4)  Die Zuständigkeit für die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse richtet sich nach dem Geschäftsverteilungsplan.

(5) Über die niedergeschlagenen Beträge ist eine Abgangsanordnung zu erteilen, aus der hervorgehen muss, ob die Beträge befristet oder unbefristet niedergeschlagen werden. Zu Soll gestellte Nebenkosten sind ebenfalls in Abgang zu stellen. Die Berechnung der Nebenkosten endet mit der Niederschlagung.

(6) Bei der späteren Einziehung eines niedergeschlagenen Betrages (Sollstellung) sind bei öffentlich-rechtlichen Forderungen Säumniszuschläge, bei privatrechtlichen Forderungen Zinsen zu erheben, wenn die Voraussetzungen dazu vorliegen (vertragliche Vereinbarung, Verzugszinsen, Prozesszinsen).

(7) Befristet niedergeschlagene Beträge sind durch die Gemeindekasse zum Zwecke der Weiterverfolgung in einer Niederschlagungsliste festzuhalten. Vor Ablauf eines jeden Jahres ist diese Liste daraufhin zu prüfen, ob und in welchen Fällen Maßnahmen zur Verhinderung der Verjährung eingeleitet werden müssen. Die Erfassung und Weiterverfolgung befristet niedergeschlagener Forderungen ist in jedem Fall Angelegenheit des Kassenverwalters.

(8) Zeigt es sich, dass die Einziehung einer befristet niedergeschlagenen Forderung dauernd ohne Erfolg bleiben wird, so ist sie unbefristet niederzuschlagen oder zu erlassen. Entsprechend begründete Anträge hat der Kassenleiter der nach dieser Dienstanweisung zuständigen Stelle vorzulegen.

§ 37 Zuständigkeit und Verfahren bei Erlass

(1) Erlass wird in der Regel nur auf Antrag gewährt.

(2) Zum Erlass sind ermächtigt

a) bei Mahngebühren, Vollstreckungskosten, Säumniszuschlägen, Verzugszinsen und sonstigen Nebenforderungen im Einzelfall bis EUR 5,-- der Leiter der Gemeindekasse, im Falle seiner Verhinderung der Vertreter

a) bei Forderungen bis EUR 150,--, gleich welcher Art, der Kämmerer.

(3) Für darüber hinausgehende Erlässe richtet sich die Zuständigkeit nach der Geschäftsordnung für den Gemeinderat Tiefenbach.

(4) Die Zuständigkeit für die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse richtet sich nach dem Geschäftsverteilungsplan.

(5) Öffentlich-rechtliche Forderungen werden durch Verwaltungsakt, privatrechtliche Forderungen durch Vertrag erlassen.

(6) Über die erlassenen Beträge ist eine Abgangsanordnung zu erteilen, die ggf. auch Nebenforderungen einschließt.

Abschnitt V - Kassenaufsicht, Kassenübergabe

§ 38 Kassenaufsicht

(1) Zum Kassenaufsichtsbeamten wird der Kämmerer bestellt.

(2) Eine Weisungsbefugnis ist damit verbunden.

§ 39 Kassenübergabe, Wechsel des Kassenverwalters

(1) Kassenübergaben erfolgen in Gegenwart des abgebenden und des übernehmenden Kassenverwalters.

(5) Sind der abgebende und der übernehmende Kassenverwalter bei der Übergabe anwesend, genügt in Fällen vorübergehender Abwesenheit (Urlaub oder sonstige vorübergehende Verhinderung von mindestens 1 Tag) die Unterschrift beider im Tagesabschlussbuch. Ist der abgebende Kassenverwalter (z. B. wg. Erkrankung) verhindert, so unterzeichnen der übernehmende Kassenverwalter und der Kämmerer.

(3) Bei dauernder Kassenübergabe (z. B. Wechsel des Kassenverwalters) hat ein Bücher- und Kassenabschluss zu erfolgen. Die Übergabe der Kassengeschäfte ist in den Büchern (Zeitbuch, Tagesabschlussbuch, Wertgegenständebuch nach § 60 KommHV) zu vermerken und vom abgebenden und übernehmenden Kassenverwalter zu unterschreiben. Hierauf folgt die förmliche Übergabe des Kassenbestandes, der Wertgegenstände und anderer Gegenstände nach § 60 KommHV, Schlüssel, Scheckformulare usw. in Gegenwart des abgebenden und übernehmenden Kassenverwalters. Hierüber ist eine Niederschrift anzufertigen, die von beiden Beteiligten zu unterschreiben und als Anlage zum Tagesabschluss aufzubewahren ist. Gleichzeitig ist eine örtliche Kassenprüfung vorzunehmen. 

Abschnitt VI - Schlussbestimmung

§ 40 Inkrafttreten

(1) Diese Dienstanweisung tritt am 01.03.2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung vom 01.04.2007 außer Kraft.

GEMEINDE TIEFENBACH

Tiefenbach, den 01.03.2010

(xxx)

1. Bürgermeister

Abschrift Dienstanweisung für das Finanz- und Kassenwesen vom 10.03.2010 erhalten:

xxx:

__________________________
am _______________

xxx:

__________________________
am _______________

xxx:

__________________________
am _______________

xxx:

__________________________
am _______________

xxx:

__________________________
am _______________

xxx:

__________________________
am _______________

